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100 Jahre nach der Hyperinýation – Lehren für
die Gegenwart

Im November 1923 startete die erste
Phase der Währungsreform: Aus ei‐
ner Billion Mark wurde eine Renten‐
mark – deren Kurs dann analog zu
dem der Mark von 1914 wieder bei
4,2 zu einem US-Dollar lag.
Die Reparationen an die Siegermächte
aus dem berüchtigtenVersailler Vertrag
betrugen nach dem ersten Weltkrieg
132 Milliarden. Schon kurz nach der
Niederlage brach die In\ation oXen
aus. 1919/20 noch langsam – doch
schon 1921 galoppierend und unerbitt‐
lich imNovember 1923, vor ganz genau
100 Jahren.

Die Schwindsucht der Währung löste
erheblichen Stress bei breiten Bevölke‐
rungsschichten aus. Eine Epidemie aus
Angst um das nackte Überleben griX
um sich. In den Großstädten und hier
insbesondere in Berlin hungerte das
Volk. Die Ungewissheit über das Mor‐
gen, die Haltlosigkeit von Ersparnissen,
Renten und Pensionen entwurzelte auf
breiter Front die Massen. Obdachlosig‐
keit und Arbeitslosigkeit stiegen rasant,
Verwahrlosung und Schmutz griXen
um sich.

Ganz schlecht erging es allen, die auf
öXentliche Zahlungen angewiesen wa‐
ren: Rentner, die Anspruch auf Leistun‐
gen der Sozialversicherung hatten; und
auch Beamte gehörten zu den Verlie‐
rern die „Teuerungszulagen“ für ihre

Gehälter konnten nicht mehr mithal‐
ten.

Wenn die politischen Fehlentscheidun‐
gen der letzten 30 Jahren an den Punkt
führen, an dem Energiekosten, Corona‐
kosten, Immigrationskosten und
Kriegsbeteiligungskosten über Steuern
und letztlich auch über ,konventionelle‘
Neuverschuldung nicht mehr bezahlt
werden können, dann wird derselbe
EXekt wie 1919 bis 1923 auch das
Deutschland gut 100 Jahre an den
Punkt führen, an dem der Staat seinen
Verp\ichtungen nur noch mit Geld aus
der Druckerpresse nachkommen kann.
Diese ist heute zwar digital und damit
viel eYzienter – aber dieMechanismen,
die das üble Spiel gegen die Menschen
begrenzen, gelten auch heute noch.
Entgegen allen hartnäckigen Mythen
kann sich niemand reich drucken.

Die AfD-Bundestagsfraktion bringt da‐
her regelmäßig Anträge zur Bekämp‐
fung der heutigen Euro-In\ation
(DS 20/273, 20/1034, 20/3491, 20/3538,
20/3945) ein.

Die Vollversion [nden Sie hier: https://
www.pboehringer.de/100-jahre-nach-
der-hyperin\ation-ursachen-der-ex‐
tremteuerung-1923-und-lehren-fuer-
die-gegenwart
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Energiewende zum Nachteil der Bürger

Die In\ationsrate lag im Oktober 2023
oYziell nur noch bei +3,8 Prozent und
hat damit den niedrigsten Stand seit
August 2021 erreicht. Das klingt zwar
schön, ist in Wahrheit aber nur ein trü‐
gerischer statistischer Wert. Wie es
wirklich aussieht, können wir jeden Tag
an der Supermarktkasse sehen. Die Le‐
bensmittelpreise haben sich in den ver‐
gangenen zwei Jahren um durch‐
schnittlich mehr als 27 Prozent verteu‐
ert. Einzelne Lebensmittel sogar um
mehr als 90 Prozent.

Verantwortlich dafür ist vor allem die
ideologisch getriebene und falsche
Energie- und Klimaschutzpolitik der
Bundesregierung. Vor Kurzem wurde
beispielsweise beschlossen, die Mehr‐
wertsteuer auf Gas, die CO2-Steuer und
die LKW-Maut nochmal kräftig zu erhö‐
hen. Damit kommt es zwangsläu[g zu
weiteren Preisanstiegen bei allen Pro‐
dukten. Und dass, obwohl die meisten
Mitbürger schon heute gezwungen
sind, sogar bei Lebensmitteln zu spa‐
ren. Das darf so nicht weitergehen!

Besonders erschreckend fand ich auch,
dass für Siedlung und Verkehr und den
Ausbau von Wind- und Sonnenkraft‐
werken bis zum Jahr 2030 mindestens
600.000 Hektar Landwirtschafts\äche
benötigt werden. Das entspricht unge‐
fähr dreimal der Fläche des Saarlands.

Wir haben es hier mit einer hochsub‐
ventionierten Landschaftszerstörung
zu tun, die gegenüber künftigen Gene‐
rationen absolut unverantwortlich ist.
Das dürfen wir nicht zulassen. Wir müs‐
sen unsere Kulturlandschaft und die
wertvollen Agrar\ächen vor einer wei‐
teren Verbauung schützen.

/Protschka

@stephan.protschka.mdb

@AfDProtschka

@protschkasposition
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Erste Kontinentalismus-Konferenz im Deutschen
Bundestag

Hat Europa noch eine Zukunft? Die Ant‐
wort lautet: Ja, unter einer Bedingung.
Sie muss zu ihren konservativen Wur‐
zeln zurückkehren und ein Europa der
Vaterländer werden.

Die EU auf einen patriotischen und frei‐
heitlichen Kurs bringen, Brüssels Skan‐
dale aufdecken, konservative Positio‐
nen im EU-Parlament wieder stark ma‐
chen, Frieden mit Russland schaXen –
die Fürsprecher eines konservativen
Europa haben sich viel vorgenommen.
Zumindest an fachlicher Expertise und
guten Ideen mangelt es nicht, so viel
steht seit der AfD-Konferenz zum Euro‐
päischen Kontinentalismus Mitte Okto‐
ber fest. Als Gastgeber und Moderator
lud der Außenpolitische Sprecher der
AfD, Petr Bystron, hochkarätige Exper‐
ten aus Österreich, der Schweiz, den
USA und Serbien ein, um mit dem Sta‐
tus quo der EU abzurechnen. Sachkun‐
dig und schonungslos berichten die
von der Transformation der EU in einen
Spielball der USA, woker Ideologen und
internationaler Geschäftemacher. Das
Video der Konferenz können Sie hier in
voller Länge anschauen. Es lohnt sich!
Während die etablierten Parteien der
Selbstermächtigung der Brüsseler
Kommissare seit Jahrzehnten freudig
bis tatenlos zusehen, bleibt die Forde‐
rung der AfD unmissverständlich: Im
Zentrum demokratischer Herrschaft
müssen die nationale Souveränität und

der Respekt vor den gewachsenen Kul‐
turen des Kontinents stehen. Dass diese
Souveränität durch die EU und ihre
nicht gewählten Spitzenpolitiker im‐
mer wiedermit Füßen getretenwird, ist
kein Geheimnis. Und dass die heutige
EU dezidiert transatlantisch ausgerich‐
tet ist, ebenfalls nicht. Besonders der
Ukraine-Kon\ikt habe gezeigt, dass die
EU endgültig von einem ehemaligen
Friedensbündnis zu einem Instrument
US-amerikanischer Geopolitik verkom‐
men ist. Es wird also höchste Zeit, ein Si‐
gnal an alle konservativen Kräfte in Eu‐
ropa auszusenden: Es geht auch an‐
ders! Laut Bystron brauche es nichts
weniger als einen „neuen Entwurf für
eine europäische politische Identität“.
Diese Identität müsse als „Gegenent‐
wurf zum Transatlantismus“ auf der ei‐
nen, und zu einer „Dugin’schen Vision
eines Euro-Asiens“ auf der anderen Sei‐
te verstandenwerden. Das erklärte Ziel:
Ein freies und selbstbestimmtes Euro‐
pa, das als mächtige Kraft für Frieden
und Wohlstand in der Welt agieren
kann. Welche Tragweite diese Vision
hat, spürten auch die zahlreichen Gäste
der Konferenz. Der Auftakt ist nun ge‐
macht. Und für die nächste Konferenz
hat sich bereits ein Star-Gast bei der
AfD-Fraktion angekündigt: Pierre de
Gaulle – der Enkel des ehemaligen fran‐
zösischen Präsidenten!www.petrbystron.de
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Wir brauchen einen Corona-
Untersuchungsausschuss im Bundestag!

Zwei Tage lang sorgte das 2. Corona-
Symposium der AfD-Bundestagsfrakti‐
on für Aufsehen: Es leitete eine längst
überfällige Aufarbeitung der willkürli‐
chen Corona-Politik ein. Große Namen
wie Prof. Dr. Bhakdi, Prof. Dr. Homburg,
Prof. Dr. Sönnichsen, Dr. Frank, Daten‐
analyst Tom Lausen, Prof. Dr. Cullen
oder der Pathologe Prof. Dr. Lang
brachten mit ihren Fachvorträgen Licht
ins Dunkel der Jahre seit 2020.

Unsere Fraktion wird die gewonnenen
Erkenntnisse für die parlamentarische
Arbeit nutzen, zum Beispiel als Basis für
Anfragen und Anträge. Aber die Vorträ‐
ge und deren Dokumentation sind
auch als Rechtsmittel ausgesprochen
wertvoll, denn jeder Rechtsanwalt, der
etwa mit einemVerfahren zu Impfschä‐
den oder zur Duldungsp\icht bei der
Bundeswehr befasst ist, kann es sich
ansehen und vor Gericht verwenden.

Prof. Bhakdi hat beispielsweise hervor‐
ragend erklärt, dass DNA-Verunreini‐
gungen bei den mRNA-"ImpfstoXen"
besonders gefährlich sind, weil die DNA
dort auch von Lipid-Nanopartikeln um‐
schlossen ist. Das sorgt dafür, dass DNA
leicht in die menschlichen Zellen ein‐
dringen kann und Menschen dadurch
dauerhaft krank werden. An anderer
Stelle wurde dargestellt, dass das Ver‐
fahren zur Herstellung der mRNA, das
in den Zulassungsstudien angewandt

wurde, ein komplett anderes war als
dann später in der Massenproduktion
erfolgte.

Wir werden erneut einen Corona-Un‐
tersuchungsausschuss im Bundestag
einfordern – so, wie es ihn im Branden‐
burger Landtag bereits gibt. Es muss
aufgearbeitet werden, wie es zu solch
massiven Grundrechtseinschränkun‐
gen, zu solch massiver Nötigung zur
Teilnahme an einem medizinischen Ex‐
periment und solch einem Versagen
von Justiz und Medien kommen konn‐
te. Damit so etwas nie wieder passieren
kann, muss die Vergangenheit scho‐
nungslos aufgearbeitet werden.

Dass in der Diskussion ist, dass dieWHO
mit ihrem Pandemievertrag entschei‐
den kann, was eine Pandemie ist, wel‐
che Staaten sie betriXt und welche
Maßnahmen diese zu ergreifen haben,
setzt dem Ganzen die Krone auf. Denn
das bedeutet einenmassivenVerlust an
Souveränität, wenn künftig in NewYork
entschieden wird, wen die Menschen
Ostern oder Weihnachten noch treXen
dürfen. Dazu darf es nicht kommen.Wir
werden uns deutlich gegen eine
Machtausweitung derWHO stellen.

/martinsichertinfo



60 Milliarden weg – Ampel-Lebenslügen brechen
auf!
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Jetzt ist der Lack endgültig ab bei der
Ampel. Übertüncht hatte er den Gra‐
ben zwischen der Scheinsolidität der
FDP („Keine Steuererhöhungen“) und
dem Klima-Fanatismus der Grünen. Bei
der Regierungsbildung Anfang 2022
hielt man sich wohl für genial und
glaubte, gewissermaßen einen Tresor
aufbrechen zu können: Von der Ausga‐
benorgie der „Corona-Rettung“ waren
noch knapp 100 Milliarden Euro übrig,
in Form einer Verschuldungs-Erlaubnis
(Kreditermächtigung). 60 Mrd. davon
kamen in den Geldspeicher für die grü‐
nen Ideologieprojekte, den Klima- und
Transformationsfonds (KTF).

Auch Koalitions-Lebenslügen haben
aber kurze Beine: Genau für dieses Ma‐
növer zückte das Bundesverfassungs‐
gericht die Rote Karte. Die 60 Mrd. aus
dem KTF sind weg, und nicht nur die:
Mit demselben Trick hatte man über
den „Wirtschaftsstabilisierungsfonds“
(WSF) gegen die Energiepreisexplosion
ankämpfenwollen – statt mehr Energie
zur Verfügung zu stellen. Das Karlsru‐
her Urteil betriXt nach allgemeiner Les‐
art auch diesen: Doppel-Pleite statt
Doppel-Wumms!

Und nun? Die linksgrünen Ideologen
wollen natürlich weitermachen, und

die FDP macht wieder den Bückling.
Jetzt will man die „Schuldenbremse“
des Grundgesetzes für 2023 nachträg‐
lich aufheben, zu Lasten kommender
Generationen. Auch sonst zahlt der
deutsche Bürger die Zeche, ebenso die
deutschen Unternehmen. Eine drasti‐
sche Mehrwertsteuererhöhung auf
Speisen in Restaurants kommt; Strom-
und Gaspreisbremse sollen wohl früher
enden. Die Ampel nimmt skrupellos in
Kauf, dass die Lebenshaltungskosten
weiter in die Höhe schnellen. Die politi‐
sche Zwickmühle bleibt aber: Wenn die
FDP das noch länger mitmacht, ist sie
politisch tot. Wenn sie es nicht mit‐
macht, ist die Ampel politisch tot.

Wir in der AfD-Fraktion legen den Fin‐
ger in die Wunde und setzen uns für
eine vernünftige Politik ein, die die Le‐
bensqualität der Bürger erhält und
nachfolgenden Generationen [nanziel‐
le Spielräume erhält. Statt ständig neu‐
er Belastungen für Bürger und Unter‐
nehmenmuss bei den Ideologieprojek‐
ten der Rotstift angesetzt werden! Die
Politik muss den Menschen dienen,
nicht umgekehrt. So wie jetzt geht es
nicht mehr weiter. Deutschland ist kein
Selbstbedienungsladen für linksgrüne
Ideologen. Eine Regierung, die das
nicht versteht, muss zurücktreten!
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Rainer Kraft, MdB
Landesgruppenchef

Realistische Wasserstofýogistik

Auf die geringe energetische Dichte
von WasserstoX pro Volumen ist schon
in jedem chemischen Lehrbuch ausrei‐
chend hingewiesen worden. Es ist die‐
ser volumetrische Umstand, der es ver‐
teuert, Energie in Form vonWasserstoX
von A nach B zu transportieren. Egal ob
mit Tanker, per Pipeline oder als LKW-
Anhänger. Auch spielt es keine Rolle, ob
der WasserstoX kryogenisch \üssig,
gasförmig unter hohem Druck, an \üs‐
sige organische WasserstoXträger
(LOHC) gebunden oder als Ammoniak
transportiert wird.

In einer globalen WasserstoXwirtschaft
würden also diejenigen Nationen einen
Vorteil haben, die zum einen eine kon‐
tinuierliche Erzeugung bewerkstelligen
und dazu noch die WasserstoZogistik
am besten meistern. Ersteres, das ha‐
ben wir schon beleuchtet, wird da‐
durch gelöst, dass man mit Kernkraft
kontinuierlich große Strommengen er‐
zeugt, die relativ preiswert H2-Elektroly‐
seure betreiben können. Wie aber wird
dann der WasserstoX am eYzientesten
transportiert? Antwort: per Stromlei‐
tung.

Realisiert man, dass WasserstoX als
Energiespeicher fungiert kommt man
schnell zum Schluß, dass die gesamte
Logistikkette entfallen kann, wennman
die Energie als Strom übermittelt, be‐
vor man stoZich WasserstoX geringer

Energiedichte physisch bewegt. Soll
der WasserstoX dazu dienen in einem
Industrieprozeß physisch eingesetzt zu
werden (z.B. chemische Industrie) so ist
die eYziente Lösung vor Ort, am letz‐
ten Meter, einen exakt auf den Bedarf
abgestimmten Hydrolyseur zu haben
der nur das produziert was gebraucht
wird. Die Energie wird per Stromkabel
dorthin geliefert.

Diese Überlegungen dienen nicht
dazu, als AfD eineWasserstoXwirtschaft
zu fordern. Sie zeigen aber auf, dass die
Phantasien unseres Wirtschaftsminis‐
ters, für 20 Mrd. € ein WasserstoXnetz
zu bauen ein Irrweg sind. Denn Natio‐
nen, die viel preiswerten Strom haben
und diesen zu jeder Tageszeit verteilen
können hätten in solch einerWirtschaft
unschlagbare Wettbewerbsvorteile
und die Wertschöpfung [ndet auch
noch im eigenen Land statt. Fazit: Die
grüne WasserstoXwirtschaft ist ein
volkswirtschaftlicher Irrsinn.



Covid-19-Impfpýicht für Soldaten endlich
abschaffen
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In unserer Bundeswehr dienen Männer
und Frauen, die tagtäglich bereit sind,
im Ernstfall im Dienst an der Nation ihr
Leben zu geben. Dafür verdienen sie
höchsten Respekt und einen Dienst‐
herrn, der sorgfältig und ausgewogen
die individuellen Freiheitsrechte jedes
einzelnen Soldaten mit der kollektiven
Verantwortung für die Gesundheit der
Truppe als Ganzes abwägt. Nicht so der
Bundesminister der Verteidigung. Pis‐
torius hält es trotz der vorliegenden Ex‐
pertise in Bundeswehrkrankenhäusern,
wissenschaftlichen Instituten und Sani‐
tätsakademien nicht für notwendig,
bundeswehreigene Analysen einer wei‐
teren Notwendigkeit von Covid-19-
Impfungen in den Streitkräften vorzu‐
nehmen. Erst kürzlich betonte der Mi‐
nister, sich bei der angeblich statt[n‐
denden permanenten Evaluierung der
Nutzen-Risiko-Bewertung einzig und
allein auf Erkenntnisse aus dem Ge‐
sundheitsministerium und der ein‐
schlägigen Institute wie RKI (Robert-
Koch) und PEI (Paul-Ehrlich) zu verlas‐
sen. Damit bewegt Pistorius sich in
krassemWiderspruch zur Entscheidung
des Bundesverwaltungsgerichts vom
07. Juli 2022. Das Urteil verp\ichtet die
Bundeswehr ausdrücklich, die Abwä‐
gung der von einzelnen Krankheitser‐
regern ausgehenden Gefahren für die
Truppe und der Risiken von Impfne‐
benwirkungen für die Soldaten auf der
Grundlage bundeswehreigener Kapazi‐
täten vorzunehmen. Während in
Deutschland zu keinem Zeitpunkt eine

allgemeine Covid-19-Impfp\icht einge‐
führt wurde und die einrichtungsbezo‐
gene Impfp\icht Ende 2022 ausgelau‐
fen ist, hält das Verteidigungsministeri‐
um auch angesichts bekannt geworde‐
ner - teilweise folgenschwerer - Neben‐
wirkungen der Covid-ImpfstoXe weiter
an der Corona-Impfp\icht als Teil des
Basisimpfschemas fest. Gegen Bundes‐
wehrangehörige, die die Impfung ver‐
weigern, verhängt der Dienstherr Stra‐
fen wegen Befehlsverweigerung und
zieht gegen die eigenen Leute vor Ge‐
richt. In einem kürzlich vom Amtsge‐
richt Bad Kissingen entschiedenen Fall
wurde ein in Bayern stationierter Soldat
vom Vorwurf der Gehorsamsverweige‐
rung freigesprochen, weil das Gericht
ein Festhalten an der P\ichtimpfung im
Hinblick auf sinkende Corona-Fallzah‐
len und Impfnebenwirkungen für un‐
verhältnismäßig hielt. Schon seit ihrer
Einführung kämpfe ich als Verteidi‐
gungspolitiker gegen die Duldungs‐
p\icht von Covid-19-Impfungen bei
der Bundeswehr, weil unsere Soldaten
bei berechtigten Bedenken gegen die
Impfung einem unverhältnismäßigen
Druck durch drohende Sanktionen aus‐
setzt sind. Soldatinnen und Soldaten,
die sich dem Dienst für Sicherheit und
Freiheit Deutschlands verschrieben ha‐
ben, müssen darauf vertrauen dürfen,
dass auch ihr Recht auf Freiheit und
Selbstbestimmung über den eigenen
Körper abwägend und verantwortlich
handelnd respektiert wird.



Tobias Peterka, MdB
stellv. Landesgruppenchef
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Union wirkt bei Parallelgesellschaften wie ein
aufgeschreckter Hühnerhaufen
Dass es in Deutschland weite Teile der
muslimischen Migranten gibt, die mit
Deutschland (Schimpfwort: du Alman)
nichts zu tun haben wollen, wenn es
nicht gerade um Transferleistungen
geht, wissen wir alle. Früher hatten
auch CDU/CSU einmal einen ganz gu‐
ten Riecher dafür. Doch dann hat die
„Epochenkanzlerin“ Merkel bekannt‐
lich 2015 alle Tore geöXnet und es hieß:
Wir schaXen das. Jetzt, da sich Moslems
bundesweit unter der gemeinsamen
Klammer des Israelhasses in Massen
versammeln und kleine Häufchen der
Polizei geradezu vom Ernst der Lage
überrumpelt werden, will man in der
Union harte Opposition spielen. Dass
die Ampel in kompletter Schockstarre
und Negierung verharrt, soll als Selbst‐
verständlichkeit hier kein Thema sein.

Aber die ehemals konservative Union
reichte in der letzten Sitzungswoche
ziemlich hoppla-di-hopp zwei Geset‐
zesentwürfe zur Strafbarkeit bei antise‐
mitischer Betätigung sowie zur Ausbür‐
gerung und Abschiebung ein. Hört sich
toll an, ist aber bei genauer Betrach‐
tung ein Zwergenaufstand. Ausbürge‐
rung ginge nur bei Doppelstaatlern,
Einbürgerung wird bei „oXenkundi‐
gem“ Antisemitismus verwehrt. Wer
wird dies kontrollieren? Oder gar hin‐
terfragen wenn getäuscht wird? Auch
die Volksverhetzung bzw. Landfrie‐
densbruch bei antisemitischer Betäti‐

gung liest sich vielleicht gut. Aber diese
Paragrafen werden damit nur noch um‐
fangreicher, die eXektive Verfolgung
damit keinen Deut besser.

Um es auf die Spitze zu treiben, hat die
Union parallel unseren AfD-Antrag für
eXektive Bekämpfung von Antisemitis‐
mus im Innenausschuss blockiert. Die‐
ser wäre nämlich entgegen den beiden
Gesetzentwürfen bereits fertig zu ver‐
abschieden gewesen. Man wollte ein‐
fach nicht den Beweis live ablaufen las‐
sen, dass wir wieder einmal schneller
waren. Dass wir Strafverschärfungen
und den Kampf gegen Parallelgesell‐
schaften schon seit 6 Jahren im Bun‐
destag fordern, sei da einmal dahinge‐
stellt. In meiner Rede zu dem Thema
am 17.11. habe ich ebenfalls betont,
dass die Einforderung eines Bekennt‐
nisses zum Staat Israel bei der Einbür‐
gerung leider ein absolutes Wunsch‐
denken darstellt, solange sich ein Groß‐
teil der (muslimischen) Einwanderer
nicht einmal zum deutschen Staat, sei‐
ner Kultur und seinen Werten bekennt.
Das ist das eigentliche Problem, an dem
die Merkel-Union kräftig mitgewerkelt
hat.



/peterfelserafdPeter Felser, MdB

November 2023 | -10-

Wahlkreis256: Oberallgäu
Mitgliedschaften undÄmter im Bundestag
OrdentlichesMitglied
•Ausschuss fürErnährungund Landwirtschaft
Stellv.Mitglied
•Verteidigungsausschuss
Stellv.VorsitzenderDeutsch-ChinesischeParlamentariergruppe
Forst-undJagdpolitischerSprecherderAfD-Bundestagsfraktion

peter.felser@bundestag.de

@PeterFelser

/peterfelserafd

www.peterfelser.de

@peter_felser

@peterfelser_mdb

Ohne Mampf kein Kampf! – Dramatische Streichung
der Verpýegung unserer Truppe stoppen!

Zeitenwende auch imMagen

Das hatte Bundeskanzler Scholz nun
mit der Zeitenwende gemeint:

Aus Rind und Lachs sollen Tofu und
Soja werden! Statt 100 Milliarden in un‐
sere Truppen zu investieren, wurden
nun wieder neue Sparmaßnahmen be‐
schlossen. Dieses Mal geht es an das
Herzstück einer jeden gut ausgerüste‐
ten Armee: das Essen! Weil der bisheri‐
ge Speiseplan vom Verp\egungsamt
der Bundeswehr unter anderem als zu
teuer und als nicht „nachhaltig“ genug
eingestuft wurde, werden kurzerhand
mehr als ein Dutzend Gerichte von der
Speisekarte gestrichen. Insbesondere
viele herzhafte Rind- und Fischgerichte
gehören bald der Vergangenheit an,
aber auch einfaches Obst wie P[rsiche,
Kirschen, Aprikosen, Wassermelonen,
Erdbeeren, Orangen oder Mandarinen
sollen aus der Kantine der Bundeswehr
verschwinden.

Normalerweise gibt es pro Tag drei
Mahlzeiten, Frühstück, Mittag und
Abendbrot. Wer hart arbeitet hat einen
gesunden Appetit. Für Vegetarier und
gläubige Muslime werden die Gerichte
sogar angepasst.

Tofu - Brühe für die Soldaten

Bald darf sich der Soldat nach seinen
langen Märschen auf p\anzenbasierte

Ersatzprodukte freuen. Seidentofu-Brü‐
he! Da hüpft das Herz eines jeden Sol‐
daten doch gleich höher.

Aber mal im Ernst, wie sollen unsere
Truppen für junge Männer noch attrak‐
tiv sei, wenn nicht einmalmehr die Kan‐
tine richtig versorgtwird?Von toxischer
Männlichkeit bis hin zu Kampfpanzern
für Schwangere. Solange unsere Armee
der Spielball linksgrüner Ideologien
bleibt, gibt es keine HoXnung auf echte
Veränderungen. Links/Grün und Militär
verträgt sich einfach nicht. Da mag Pis‐
torius noch so viel von Kriegstüchtig‐
keit reden, wie er will…

Vier Tage später kam das Dementi aus
dem Verteidigungsministerium: „Ab‐
schließende Entscheidungen über eine
Neuausrichtung der Verp\egung sind
(noch?) nicht getroXen. Soldaten wer‐
den auch weiterhin ein umfangreiches
Speisenangebot vor[nden.“

Da sind wir weiterhin gespannt, wer‐
den uns auch hier planmäßige Fehlent‐
scheidungen im Umgang mit Bundes‐
mitteln präsentiert? Hat die Koalition
noch weitere reizvolle Sparmaßnah‐
men im Köcher? Das macht den Beruf
von Menschen, die mit ihrem Leben für
unseren Staat einstehen, doch viel in‐
teressanter.

Für mich bleibt nur noch ungläubiges
Kopfschütteln.
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Bürgergeld für Einwanderer: Ein Schlag ins Gesicht
für diejenigen, die unser Land aufgebaut haben

Die Ampel-Regierung steht nach dem
Urteil des Bundesverfassungsgerichts
zur Schuldenbremse vor dem Scher‐
benhaufen ihrer verfehlten Politik. So
stümperhaft und unprofessionell, wie
der Haushalt aufgestellt wurde, sind
auch die anderen, ideologiegetriebe‐
nen Entscheidungen der katastropha‐
len Regierungszeit der Ampel. Beson‐
dere Auswüchse gab es beim Bürger‐
geld. Dieses wurde in 12 Monaten zwei
Mal um jeweils 12% angehoben und
hat damit ein Niveau erreicht, von dem
Arbeitnehmer und Rentner nur träu‐
men können.
Ich habe unten das Einkommen eines
Bürgergeldempfängers verglichen mit
dem durchschnittlichen Einkommen
eines Rentners, der 45 Jahre, also sein
ganzes Leben in die Sozialversicherun‐
gen eingezahlt hat und 2023 in Rente
gegangen ist, beide jeweils Single und
alleinlebend in München.

Bis zu 781 Euro pro Monat darf die Mie‐
te eines Bürgergeldempfängers in
München kosten, in Ausnahmefällen
auch mehr. Dies ist ein Extrembeispiel.
Wohnt der Rentner in Berlin oder auf
dem Land, zahlt er weniger Miete, aber
erst wenn seine Miete unter 647 Euro
liegt, steht er sich gleichmit einem Bür‐
gergeldempfänger nach 45 Jahren Ar‐
beitsleben. Während z.B. ein Ukrainer
nur hierherkommen muss.
Nicht berücksichtigt habe ich, dass ein
Bürgergeldempfänger auch noch An‐
spruch auf weitere Zahlungen hat,
wenn er sich z.B. die Wohnung erstma‐
lig einrichtet oder die Waschmaschine
kaputt geht.
Runddie Hälfte der Bürgergeldempfän‐
ger sind inzwischen Ausländer. Von der
anderen Hälfte haben wiederum ca.
50% Migrationshintergrund. Das ist die
Einwanderung in unsere Sozialsysteme,
gegen die sich die AfD seit Jahren
stemmt. Und wir machen weiter – auch
wenn die CDU inzwischen die Hälfte
unseres Parteiprogramms abgeschrie‐
ben hat. Wir sind das Original und auf
uns ist Verlass.
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Gleich in meiner 1. Sitzungswoche im
März 2023 trieb mich der Gedanke um:
Was kann ich tun, um im Bundestag ei‐
nen Unterschied zu machen für die von
der Altparteien-Politik verratenen und
vergessenen Menschen? „Corona-Au‐
farbeitung“ – die Übeltäter ans Licht
zerren, war meine erste Idee.

Ich hatte das Glück, Sebastian Schulze
als Mitarbeiter des früheren MdB Udo
Hemmelgarn, für mein Team zu gewin‐
nen. Er hatte schon 2020 das 1. Corona-
Symposium angestoßen. So war die
Idee rasch mit der federführenden Ko‐
ordination durch Martin Sichert als ge‐
sundheitspolitischem Sprecher und
dem AK Gesundheit aufgegleist.

Am 11. und 12. November fanden sich
alle großen Koryphäen der Pandemie-
Maßnahmen-Kritik im Bundestag ein,
zudem 300 Fachleute, Multiplikatoren
und Journalisten – ausschließlich alter‐
native. Nur die Berliner Zeitung vertrat
den „Mainstream“ – der ARD waren die
300Meter Anreise aus demHauptstadt‐
studio – bei einem Etat des ÖRR von 10
Milliarden Euro – leider nicht zuzumu‐
ten…

Prof. Bhakdi als Star der Tagung beleg‐
te, dass die Pharmakonzerne teilweise
schon 2019 wussten, dass sie 2020 für
eine P[l]andemie milliardenfach Impf‐
stoXe herstellen sollten. Entgegen dem
synthetischen Verfahren der mRNA-Er‐

stellung, das die Notzulassung erhalten
hatte, lieferten die Konzerne aber aus
Kostengründen vertraglich nicht abge‐
deckte verunreinigte ImpfstoXe, die
mittels Plasmiden auf bakterieller
Grundlage massenhaft produziert wur‐
den: Die skandalösen ImpfstoX-Verträ‐
ge der EU, ohne bekannte WIRKUNG
bzw. NEBENWIRKUNGEN seien demzu‐
folge NICHTIG!

Prof. Homburg und Datenanalyst Tom
Lausen widerlegten mit harten Daten
dasMärchen, es habe jemals eine Über‐
lastung des Gesundheitswesens gege‐
ben – eigentlich das Hauptargument
für alle freiheitsberaubenden, verfas‐
sungswidrigen Maßnahmen gegen
Alte, Angestellte, Selbständige und Kin‐
der! Die Klinikbelegung sank mit Be‐
ginn der „Pandemie“ um 16% auf ein
historisches Tief!

Doch wer gegen das Panik-Narrativ des
politisch-medialen Pharma-Komplexes
anging, wurde von Anfang an zensiert.
Wer als Arzt Patienten Masken-Atteste
ausstellte oder als Richter die Masken‐
befreiung von Kindern bestätigte, steht
heute vielfach unter drakonischer Straf‐
androhung vor Gericht bzw. sitzt imGe‐
fängnis. Kriminologe Björn Lars Obern‐
dorf legte den Finger in die Wunde ei‐
nes Rechtsstaats, den sich oXenbar in‐
teressierte Kreise zur Beute machen
wollen – nicht mit uns!
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